
unsere schöngeistige Literatur, unsere Gegenwartslite­
ratur und auf die Tagespresse. Dabei denke ich, daß 
schon Ihre Erfahrungen während des Ernteeinsatzes 
Sie zu gewissen Einschätzungen und Schlußfolgerungen 
über die Entwicklung wirklich genossenschaftlicher 
Erziehung in unseren LPGs geführt haben. Das müssen 
Sie beherrschen, denn die Einschätzung des Bewußt­
seins eines Menschen, des Bewußtseins eines Kollek­
tivs, in dem ein Mensch lebt, wird von großer Bedeu­
tung für Ihre Arbeit sein.“
Den Studenten wurde im einzelnen erläutert, wie sich 
der jeweilige Stand der gesellschaftlichen Entwicklung 
in der Entwicklung der Rechtspflege widerspiegelt.
Als charakteristische Beispiele hierfür verwies der 
Minister darauf, daß mit der zunehmenden Festigung 
der politisch-moralischen Einheit unserer Bevölkerung, 
der Stärke und inneren Ordnung unserer Republik und 
des damit verbundenen ständigen Wachsens des sozia­
listischen Bewußtseins der Bürger z. B. die Strafen 
ohne Freiheitsentzug — öffentlicher Tadel und bedingte 
Verurteilung — eingeführt werden konnten; das Auf­
gabengebiet der Konfliktkommissionen konnte erwei­
tert werden, und gegenwärtig werden schrittweise 
Schiedskommissionen in den Wohnbereichen gebildet.
In seinen weiteren Ausführungen legte der Minister 
die Hauptgedanken des Rechtspflegeerlasses, insbeson­
dere die differenzierte Verbrechensbekämpfung unter 
breiter Einbeziehung der sozialistischen Gesellschaft, 
dar.
Schließlich erläuterte der Minister, daß im Zusammen­
hang mit den neuen ökonomischen Problemen auch die 
Fragen der Ausbildung der Richter und aller in der 
Rechtspflege Tätigen gestellt wurde, speziell unter dem 
Gesichtspunkt der Erweiterung und Festigung ihres 
ökonomischen Wissens. Daraus entstand die Forderung, 
daß der Richter ein sicheres ökonomisches Wissen 
haben müsse. Wir werden dahin kommen müssen, daß 
ein Teil der Richter — nicht alle — bereits in leitender 
Stellung in der Wirtschaft tätig gewesen sein sollte, 
damit diese Richter voll in der Lage sind, den Ansprü­
chen, wie sie in der Etappe des umfassenden Aufbaus 
des Sozialismus unter dem Gesichtspunkt des neuen
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Systems der ökonomischen Leitung entstanden sind, 
gerecht zu werden. Es ist deshalb zu begrüßen, daß im 
jetzt beginnenden Studienjahr schon Kollegen studie­
ren, die diesen Anforderungen in bestimmtem Maße 
entsprechen, und daß eigentlich alle Kollegen nicht nur 
den Facharbeiterbrief haben, sondern selbst einige Zeit 
in der Wirtschaft oder in anderen wichtigen Bereichen 
unserer Gesellschaft und unseres Staates gestanden 
haben. Diesen Schritt, daß die Tätigkeit als Richter die 
Ausübung eines zweiten Berufes sein wird, bezeichnete 
der Minister als ebenso revolutionär in der Entwick­
lung unserer Justiz, wie es im Jahre 1945/46 die Aus­
bildung und Einsetzung der Volksrichter war. Damit 
stehen wir am Anfang einer neuen Entwicklung.
Diese Vorlesung wurde unmittelbar für Studenten 
gehalten. Anliegen dieses Beitrags ist es, auch die 
anderen juristischen Fakultäten anzuregen, unter die­
sen Gesichtspunkten die Einführungsvorlesungen für 
das erste Studienjahr auszuwählen, inhaltlich zu 
gestalten und ständig zu vervollkommnen.

GERHARD SCHREIER,
Persönlicher Referent des Ministers der Justiz

dZ<zcktsy3rcüku.M.Cj
Strafrecht
§ 200 StPO.
1. Grundvoraussetzung der gesellschaftlichen Wirksam­
keit einer gerichtlichen Entscheidung ist, daß sie auf 
der Aufdeckung der Ursachen und Bedingungen der 
Straftat und der Auseinandersetzung mit ihnen sowie 
auf der aliseitigen Darlegung der Persönlichkeit des 
Täters und der genauen Beachtung des gesetzlichen 
Tatbestandes beruht.
OG, Urt. vom 2. August 1963 - 3 Ust 1/63.
Der Entscheidung des Bezirksgerichts liegen im wesent­
lichen folgende Feststellungen zugrunde:
Der 37jährige Angeklagte war seit 1958 Zootechniker 
der LPG Typ III in W. Er besitzt infolge des Besuchs 
einer landwirtschaftlichen Fachschule und der Ausübung 
leitender Funktionen in der Landwirtschaft ausrei­
chende Fachkenntnisse und hat auch praktische Erfah­
rungen auf seinem Arbeitsgebiet.
Im Umgang mit den Genossenschaftsmitgliedern zeigte 
er sich überheblich und egoistisch. Er neigt zum über­
mäßigen Alkoholgenuß.
Die LPG „Philipp Müller“ in W. hatte am 28. Februar 
1963 einen Bestand von 1790 Rindern, davon 525 Kühe. 
Die Genossenschaft befaßte sich seit dem Jahre 1958 
mit der Aufzucht von Nutzrindern und dem Verkauf

tragender Färsen. Die für den Verkauf bestimmten 
Tiere stammten teils aus der eigenen Aufzucht, teils 
wurden sie von anderen LPGs erworben.
Im Jahre 1959 hatte die LPG Mastkälber in südlichen 
Bezirken der DDR gekauft. Diese Kälber wurden von 
den zur Nachzucht geeigneten Nutztieren, bei denen die 
Leistungen der Muttertiere nachgewiesen waren, nicht 
getrennt gehalten und entweder gar nicht oder unge­
nügend gekennzeichnet. Infolgedessen war eine gezielte 
Auswahl für die Deckung nicht mehr möglich.
Soweit eine solche Auswahl erfolgte, wurde sie nur auf 
den Körperbau, die Euterbildung und die sonstige Ent- ■> 
Wicklung der Tiere gestützt. Auf Grund dieser Um­
stände wurde im Jahre 1961 ein erheblicher Teil der 
1959 erworbenen Mastkälber als Nutztiere an den 
VEAB verkauft.
Bei den nach 1959 zugekauften oder aus dem eigenen 
Bestand aufgezogenen Kälbern lagen in jedem Fall die 
Leistungsergebnisse der Muttertiere vor. Ein Teil, dieser 
Nutztiere wurde aber nicht gekennzeichnet, andere ver­
loren die Ohrenmarken, so daß auch in diesen Bestän­
den das einzelne Tier nicht mehr nach Abstammung 
und Leistung bestimmbar war.
Die Deckung der Färsen erfolgte beim Weideaustrieb, 
bei dem die Zuchtbullen in der Herde gingen. Es wurde 
keine Aufsicht darüber geführt, welche Tiere rinderten 
und wie oft Vatertiere aufgenommen wurden. Dadurch 
ließ bei einigen Bullen die Kondition stark nach. Das 
hatte zu Folge, daß diese Tiere bösartig wurden. Des­
halb hatte der Angeklagte sie in zwei Fällen im Ein-
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